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2.
14. X I. 17 
VII ZR  65/14

Die in einem von dem Vermieter verwendeten Formularmiet­
vertrag enthaltene Bestimmung

»Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen 
oder Verschlechterungen der Mietsache und Ansprüche des 
Mieters auf Ersatz von Aufwendungen oder Gestattung der 
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in zwölf Monaten 
nach Beendigung des Mietverhältnisses.« 
ist mit wesentlichen Grundgedanken des § 548 Abs. 1 Satz 1,2 
BG B unvereinbar und benachteiligt den Mieter deshalb entge- 
gendenGebotenvonTreuundGlaubenunangemessenjsieistda- 
her nach § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 B G B  unwirksam... 1

1. Der Auftragnehmer schuldet gemäß § 13 Nr. 1 V O B/B 
(2006) grundsätzlich die Einhaltung der allgemein anerkann­
ten Regeln der Technik zum Zeitpunkt der Abnahme. Dies 
gilt auch bei einer Änderung der allgemein anerkannten Re­
geln der Technik zwischen Vertragsschluss und Abnahme.
2. a) In einem solchen Fall hat der Auftragnehmer den Auf­
traggeber regelmäßig über die Änderung und die damit ver­
bundenen Konsequenzen und Risiken für die Bauausführung 
zu informieren, es sei denn, diese sind dem Auftraggeber be­
kannt oder ergeben sich ohne Weiteres aus den Umständen,
b) Der Auftraggeber hat sodann im Regelfall zwei Optionen.
Der Auftraggeber kann zum einen die Einhaltung der neuen 
allgemein anerkannten Regeln der Technik verlangen mit der 
Folge, dass ein aufwändigeres Verfahren zur Herstellung er­
forderlich werden kann, als im Zeitpunkt des Vertragsschlus­
ses von den Parteien vorgesehen. Der Auftragnehmer kann, 
soweit hierfür nicht von der VergütungsVereinbarung erfass­
te Leistungen erforderlich werden, im Regelfall eine Vergü­
tungsanpassung nach § 1 Nr. 3 oder 4, § 2 Nr. 5 oder 6 VO B/B 
(2006) verlangen.Der Auftraggeber kann zum anderen von 
einer Einhaltung der neuen allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und damit von einer etwaigen Verteuerung des Bau­
vorhabens absehen.
3. Ein Anspruch aus § 4 Nr. 7, § 8 Nr. 3 Abs. 2 Satz 1 V O B/B 
(2006) setzt gemäß § 8 Nr. 3 Abs. 1 und Nr. 5 V O B/B (2006) 
grundsätzlich eine schriftliche Kündigungserklärung des Auf­
traggebers voraus. Bei ernsthafter und endgültiger Erfüllungs­
verweigerung des Auftragnehmers muss der Auftraggeber, 
der Vorschuss verlangt, zumindest konkludent zum Ausdruck 
bringen, dass er den Vertrag mit dem Auftragnehmer beenden
will............................. ..........................................................................  13
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3.
15. XI. 17 
X IIZ B  503/16

4.
22. X I. 17 
V IIIZ R  83/16

a) Der Anspruch auf Auskunft über das Einkommen des U n­
terhaltspflichtigen ist bereits gegeben, wenn die Auskunft für 
den Unterhaltsanspruch Bedeutung haben kann.
b) Es ist rechtsbeschwerderechtlich nicht zu beanstanden, 
wenn die Tatsachengerichte im Sinne einer tatsächlichen Ver­
mutung davon ausgehen, dass ein Familieneinkommen bis 
zur Höhe des Doppelten des höchsten in der Düsseldorfer 
Tabelle ausgewiesenen Einkommensbetrags vollständig für 
den Lebensbedarf der Familie verwendet worden ist. Der U n­
terhaltsbedarf kann in diesem Fall ohne Darlegung der kon­
kreten Einkommensverwendung nach der Einkommensquote 
bemessen werden.
c) Soweit das Einkommen darüber hinausgeht, hat der Un- 
terhaltsberechtigte, wenn er dennoch Unterhalt nach der 
Quotenmethode begehrt, die vollständige Verwendung des 
Einkommens für den Lebensbedarf darzulegen und im Be­
streitensfall in vollem Umfang zu beweisen.
d) Ein Auskunftsanspruch gegen den Unterhalts­
pflichtigen ist immer schon dann gegeben, wenn unab­
hängig von der tatsächlichen Vermutung der Einkom­
mensverwendung eine Darlegung des Bedarfs nach der 
Quotenmethode in Betracht kommt. Aufgrund der 
Erklärung des Unterhaltspflichtigen, er sei »unbegrenzt leis­
tungsfähig«, entfällt der Auskunftsanspruch noch nicht.........  24

a) Wird der Kaufpreis vereinbarungsgemäß unter Verwen­
dung des Online-Zahlungsdienstes PayPal entrichtet, ist die 
geschuldete Leistung bewirkt, wenn der vom Käufer geschul­
dete Betrag dem PayPal-Konto des Verkäufers vorbehaltlos 
gutgeschrieben wird, so dass dieser den Zahlbetrag endgültig 
zur freien Verfügung erhält.
b) Eine -  gegebenenfalls stillschweigende -  Wiederbegrün­
dung einer getilgten Forderung kann bei entsprechendem 
Willen der Parteien, die frei darin sind, unter bestimmten Vo­
raussetzungen das Wiederaufleben der ursprünglichen Schuld 
zu vereinbaren, bei einem nicht formgebundenen Vertrag be­
reits mit Vertragsabschluss und für den Fall getroffen werden, 
dass zukünftig eine Rückgabe oder Rückbuchung des bereits 
gezahlten Schuldbetrags erfolgt.
c) Der Erklärungsgehalt der mit Abschluss des Kaufvertrags 
als Nebenabrede getroffenen Vereinbarung, zur Tilgung der 
Kaufpreisschuld den Zahlungsdienst PayPal zu verwenden, 
richtet sich neben den Auslegungsregeln der §§ 133,157 BGB 
grundsätzlich nach den Bestimmungen der von PayPal ver­
wendeten Allgemeinen Geschäftsbedingungen, unter anderem 
der PayPal-Käuferschutzrichtlinie, denen die Kaufvertrags­
parteien vor der Inanspruchnahme des Zahlungsdienstes zu­
gestimmt haben.
d) Wird der Kaufpreis vereinbarungsgemäß unter Verwen­
dung des Zahlungsdienstes PayPal entrichtet, vereinbaren die 
Kaufvertragsparteien -  bei Fehlen gegenteiliger Anhaltspunk­
te -  zugleich stillschweigend, dass die getilgte Kaufpreisfor­
derung wiederbegründet wird, wenn das PayPal-Konto des 
Verkäufers nach einem erfolgreichen Antrag des Käufers auf 
Käuferschutz nach Maßgabe der PayPal-Käuferschutzricht- 
linie rückbelastet und der Kaufpreis dem PayPal-Konto des 
Käufers wieder gutgeschricben wird............................................  33



5.
23. XI. 17 
IIIZ R  60/16

6.
28. X I. 17 
X I ZR  211/16

a) Die zur Badeaufsicht in einem Schwimmbad eingesetzten 
Personen sind verpflichtet, den Badebetrieb und damit auch 
das Geschehen im Wasser zu beobachten und mit regelmäßi­
gen Kontrollblicken darauf zu überprüfen, ob Gefahrensitu­
ationen für die Badegäste auftreten. Dabei ist der Standort so 
zu wählen, dass der gesamte Schwimm- und Sprungbcreich 
überwacht und auch in das Wasser hineingeblickt werden 
kann. In Notfällen ist für rasche und wirksame Hilfeleistung 
zu sorgen.
b) Wer eine besondere Berufs- oder Organisationspflicht, an­
dere vor Gefahren für Leben und Gesundheit zu bewahren, 
grob vernachlässigt hat, muss die Nichtursächlichkeit festge­
stellter Fehler beweisen, die allgemein als geeignet anzusehen 
sind, einen Schaden nach Art des eingetretenen herbeizuführen. 
Dies gilt auch im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Verpflichtung zur Überwachung eines Schwimmbadbetriebs.

D er Bürge kann sich nach §.768 Abs. 1 Satz 1 B G B  auf ein 
Leistungsverweigerungsrecht des Hauptschuldners aus einem 
zwischen diesem und dem Gläubiger geschlossenen Stillhal­
teabkommen auch dann berufen, wenn sich der Gläubiger in 
dem Stillhalteabkommen die Geltendmachung der Ansprüche 
aus der Bürgschaft ausdrücklich Vorbehalten hat......................


